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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Grundrechte

Das Bundesgesetz iiber die Gesichtsverhiillung, indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative «Ja zum Verhullungsverbot», befand sich in der Frihjahrssession 2020 in
der Differenzbereinigung. Damit kamen die vom Nationalrat in den Entwurf eingefligten
gleichstellungspolitischen Bestimmungen in der Kantonskammer auf den Prufstand. Die
SPK-SR hatte sich mit den Ergdnzungen des Nationalrats grundsatzlich einverstanden
gezeigt, sich aber bei zwei der drei neuen Bestimmungen fur eine von der Verwaltung
vorgeschlagene, redaktionell verbesserte Variante entschieden. Inhaltlich schlug die
Kommission ihrem Rat einzig eine kleine Anpassung vor, namlich dass die Beitrage des
Bundes flr die Integration nicht nur insbesondere den Frauen, sondern zusatzlich auch
den Kindern und Jugendlichen zugutekommen sollen. Dagegen forderte SVP-Stéanderat
Werner Salzmann (svp, BE) per Einzelantrag die Streichung der drei Bestimmungen zur
Forderung der Gleichstellung, weil sie seines Erachtens «unnétig und insbesondere
einseitig» seien. Der Standerat folgte jedoch in allen Belangen mit grosser Mehrheit
seiner Kommission und hiess die drei gleichstellungspolitischen Ergénzungen gut.

Fur die redaktionellen Korrekturen zeigte sich die nationalratliche Kommission dankbar.
Ohne weitere Anpassungen beantragte sie ihrem Rat Zustimmung zur Fassung des
Sténderates. Noch in der Frihjahrssession 2020 stimmte die grosse Kammer dem
Entwurf in der Gesamtabstimmung mangels Gegenantrags stillschweigend zu. SVP-
Nationalrat Gregor Rutz (svp, ZH) wies bei dieser Gelegenheit jedoch darauf hin, dass
das Fehlen einer Minderheit nicht als einhelliges Einverstdndnis zur Vorlage
missverstanden werden sollte. Die Probe aufs Exempel steht indes noch aus: Die
Schlussabstimmungen konnten aufgrund des Corona-bedingten Ausfalls der dritten
Sitzungswoche nicht mehr in der Frihjahrssession 2020 durchgefihrt werden.

Gemass Einschatzung der NZZ sei es fraglich, ob der gleichstellungspolitisch
aufgerlstete Gegenvorschlag reiche, um die Stimmbevdlkerung davon abzuhalten, der
Initiative fur ein schweizweites Verhullungsverbot zuzustimmen. Andererseits hatten
die Rate mit dem Gleichstellungsaspekt genau jenes Argument fur das Burkaverbot
adressiert, das auch ausserhalb des rechtskonservativen Milieus verfange. Entscheidend
werde also sein, ob die Bevolkerung glaube, dass der Gegenvorschlag «handfeste
Folgen» habe, oder ihn als Symbolpolitik betrachte, orakelte die Zeitung. '

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Nicht nur fur die frischgebackene Nationalratsprasidentin, Irene Kélin (gp, AG), sondern
auch flr den neu gekiirten Prasidenten der kleinen Kammer, Thomas Hefti (fdp, GL),
musste der Festakt zur Feier der Amtsibernahme des Ratspréasidiums im Jahr 2021
aufgrund der Covid-19-Pandemie verschoben werden. Der Glarner, dessen Vater Peter
Hefti (fdp, GL) bereits 1980/1981 das Prasidialamt als Kantonsvertreter innegehabt hatte
- auch ein Grossvater und ein Urgrossvater Heftis waren schon im Sténderat gesessen
-, wurde mit 44 von 45 glltigen Stimmen gewahlt; 1 Wahlzettel war leer geblieben. Er
|6ste damit Alex Kuprecht (svp, SZ) ab, der in seiner Abschiedsrede sein Wirken, das im
zweiten schwierigen Corona-Jahr zum Ziel gehabt habe, den Geist des Standerats als
Chambre de Réflexion zu stéarken, kritisch wirdigte. Es sei ihm gelungen, in der kleinen
Kammer den Dialog und das Verstandnis zwischen jlingeren und élteren Ratsmitgliedern
zu starken. Nicht gelungen sei ihm hingegen, die zunehmende Unruhe und die
abnehmende Présenz in der kleinen Kammer zu stoppen. Es passe nicht zur
«Debattenkultur» des Standerats, wenn die notwendigen Reflexionen nicht mehr
moglich seien, weil man nicht durchgehend im Ratssaal verbleibe. Hart ins Gericht ging
Alex Kuprecht mit dem «unschweizerischen Verhalten» im Rahmen der Abstimmung
zum zweiten Covid-Referendum. Dass Amtstréager angegangen wurden, das Bundeshaus
durch meterhohe Abschrankungen geschitzt werden musse oder zum Sturm auf das
Bundeshaus aufgerufen werde, sei «verwerflich [...], inakzeptabel und weit von einem
demokratischen Verhalten entfernt». Er hoffe aber, dass die Graben «durch die Kraft
der Demokratie» wieder zugeschuttet wirden.

Auch der neugewéahlte Thomas Hefti machte, nachdem er Alex Kuprecht fur seine Arbeit
gedankt hatte, die Chambre de Réflexion zu einem Thema seiner Rede. Diese
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«wohlwollende Charakterisierung» musse stets von Neuem verdient werden. Es
brauche dafur nicht immer mehr Vorstésse, sondern ein «grindliches Abwagen und
eine sorgfaltige, durchdachte Gesetzgebung». Auch den Ball zu Corona nahm Thomas
Hefti in seiner Rede auf. Nach der Abstimmung musse man den Gegnerinnen und
Gegnern die Hand reichen: «Wir werden nur gemeinsam aus dieser Pandemie
herauskommen». Auch aktuelle Themen flocht der neue Stédnderatsprasident in sein
Votum ein: Die CO2-Ziele mUssten eingehalten, aber auch die Frage gestellt werden, ob
die «Politik betreffend Kernkraftwerke» Gberprift werden musse. Bei der AHV bedeute
eine «geringfugige Anhebung des Pensionsalters nicht das Ende des Sozialstaates» und
wegen der Aufrustung in China und Russland musse man in die Sicherheit investieren
und rasch neue Kampfflugzeuge beschaffen.

Nach einem musikalischen Intermezzo schritt die kleine Kammer zur Wahl der
restlichen Mitglieder des Biiros, wobei die Bisherigen jeweils eine Stufe hoher in
Richtung Prasidium rutschten: Die bisherige zweite Vizeprasidentin, Brigitte Haberli-
Koller (mitte, TG) stieg zur ersten Vizeprédsidentin auf und erhielt, wie die bisherige
Stimmenzéhlerin und nun zweite Vizeprasidentin, Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
43 Stimmen - 2 der 45 ausgeteilten Wahlzettel blieben jeweils leer. Auf das Amt der
Stimmenzéhlerin stieg Lisa Mazzone (gp, GE) mit 40 Stimmen hoch - von den 45
ausgeteilten Wahlzetteln waren 4 leer und einer enthielt einen anderen Namen als
jenen der Genferin. Aus dem bisherigen Ersatzstimmenzéhler Andrea Caroni (fdp, AR)
wurde mit 37 Stimmen (44 eingelangt, davon 5 leer und 2 flr Diverse) der neue
Stimmenzéhler. Neu zum Ersatzstimmenzahler wahlten die Mitglieder der kleinen
Kammer turnusgemass einen Vertreter der SVP-Fraktion: Werner Salzmann (svp, BE)
wird - eine Wiederwahl bei den eidgendssischen Wahlen 2023 und das Festhalten an
der Tradition vorausgesetzt - 2025 neuer Stéanderatsprasident werden. Er erhielt 43 von
45 moéglichen Stimmen (1 leer, 1Diverse). 2

Wie der Nationalrat nutze auch der Standerat die erste Sitzung der Wintersession 2022
zur Wahl des Standeratsprasidiums und der Mitglieder des Biiro-SR fiir 2022/2023
und wie im Nationalrat wurde mit Brigitte Haberli-Koller (mitte, TG) auch im Stédnderat
ein Mitglied der Mitte fur das héchste Amt auserkoren. Vor der Wahl der erst flnften
Stédnderatsprésidentin in der Geschichte der kleinen Kammer ergriff der scheidende
Prasident, Thomas Hefti (fdp, GL), das Wort. Es sei gut, dass es in Demokratien
befristete Amtszeiten gebe. Resultate von Wahlen nicht anzuerkennen oder ziviler
Ungehorsam sei hingegen Gift flr einen demokratischen Rechtsstaat. Hefti ging auf die
abflauende Pandemie ein, die in der Schweiz auch deshalb glimpflich abgelaufen sei,
weil - trotz aller Kritik - den Kantonen und dem Bundesrat vernunftige Losungen
gelungen seien. Es greife zu kurz, den Foderalismus fir Fehler, die es natlrlich auch
gegeben habe, verantwortlich zu machen. Krisen seien «die Stunden der Exekutiven»
aber von Diktatur zu sprechen, sei daneben. Auch aus dem Krieg in der Ukraine, einem
von Russland angezettelten «Krieg gegen die westliche Welt» misse die Schweiz Lehren
ziehen. Es gelte, die Armee zu verstéarken. Bei den Verhandlungen mit der EU - ebenfalls
eine aktuelle Herausforderung - wurde man vielleicht weiterkommen, wenn der EU
verstandlich gemacht werden kénnte, dass die «sehr weitgehenden Rechte» der
Mitbestimmung in der Schweiz nicht nur weltweit einzigartig, sondern auch fir die
supranationale Organisation nicht schadlich seien.

Nachdem Thomas Hefti mit grossem Applaus bedacht worden war, schritt die kleine
Kammer zur Wahl ihrer neuen Prasidentin, die 45 von 46 Stimmen erhielt. Ein
Wahlzettel war leer geblieben. Brigitte Haberli-Koller wurde mit starkem Beifall in ihr
neues Amt begrisst. Die Mitte-Politikerin - nach Josi Meier (cvp, LU; 1991), Francoise
Saudan (fdp, GE; 2000), Erika Forster-Vannini (fdp, SG; 2009) und Karin Keller-Sutter
(fdp, SG) die funfte Standeratspréasidentin - war bereits die zwdlfte Kantonsvertretung
aus dem Thurgau, die das oberste Amt in der kleinen Kammer auslben durfte. Nur die
Kantone Waadt (17), und Bern (15) stellten mehr Standeratsprésidenten. Der Bund wisse,
was er am Thurgau habe, startete die frischgebackene und insgesamt 200ste hochste
Amtstragerin in der kleinen Kammer ihre Antrittsrede mit einem Dank an die
anwesende Kantonalregierung. Auch sie ging auf die aktuellen politischen
Herausforderungen ein: Krisen und Wandel habe es schon immer gegeben, allerdings
gebe es heute viel mehr Widerspriiche, die Unsicherheiten und Angste weckten und im
schlimmsten Fall zu extremen Uberzeugungen und einer gespaltenen Gesellschaft
flhrten. Es miUsse unterschieden werden zwischen berechtigter Meinungsfreiheit und
«radikalen Forderungen bestimmter Gruppierungen». Die direkte Demokratie sei aber
keine Tyrannei der Mehrheit, sondern biete «das beste und ehrlichste Ventil fur die
Blrgerinnen und Blrger», die Unzufriedenheit zeigen durften, Abstimmungsergebnisse
aber selbstverstandlich akzeptieren wirden. «Wir leben in einer direkten Demokratie,
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MARC BUHLMANN

wo sich niemand auf der Strasse festkleben muss, wo niemand Gemalde mit
Kartoffelstock bewerfen muss und wo man sich auch nirgendwo anketten muss.» Es sei
zudem nicht fair, der Politik boswillige Absicht zu unterstellen, wenn sich ein Entscheid
im Nachhinein als fehlerhaft herausstelle. Unzufriedenheit und Fehler misse eine
Demokratie aushalten und es sei an den Parlamentsmitgliedern, durch Ehrlichkeit und
Transparenz wieder Vertrauen zu schaffen. Es gebe viel zu tun und die anstehenden
Herausforderungen seien nur gemeinsam zu meistern, weshalb ihre Prasidentschaft
auch unter dem Motto «Gemeinsam - Ensemble - Insieme - Ensemen>» stehe

Nach einem musikalischen Intermezzo schritt die kleine Kammer zur Wahl der
restlichen Mitglieder des Biiros. Zur ersten Vizeprasidentin wurde Elisabeth Baume-
Schneider (sp, JU) gewahlt - ebenfalls mit 45 von 46 moglichen Stimmen (ein Zettel
blieb auch hier leer); damit wird 2023/2024 erstmals eine Sozialdemokratin dem
Sténderat vorstehen - es sei denn, die offizielle Kandidatin flr die anstehenden
Bundesratswahlen wirde in die Landesregierung gewahlt oder aber bei den
eidgendssischen Wahlen 2023 in ihrem Kanton nicht bestéatigt. Gleich zu zwei weiteren
Nova flihrte die Wahl der zweiten Vizeprasidentin: Lisa Mazzone (gp, VD) ergénzte das
erstmals reine Frauenprasidium und wird - auch bei der Genferin eine Wiederwahl bei
den Sténderatswahlen 2023 vorausgesetzt - 2024/2025 den Sténderat als erstes
Mitglied der Grunen Partei prasidieren. Mazzone erhielt 44 von 46 méglichen Stimmen.
Neben einer leeren Stimme entfiel eine auf eine andere Person. Die Amter des
Stimmenzéhlers und des Ersatzstimmenzéhlers werden von Méannern besetzt. Andrea
Caroni (fdp, AR) wurde mit 42 Stimmen gewéhit (4 Wahlzettel blieben leer) und auf
Stefan Engler (mitte, GR) entfielen 45 Stimmen (ein leerer Wahlzettel). Das Blro-SR wird
immer dann mit einem weiteren Mitglied erganzt, wenn Fraktionen mit mindestens finf
Mitgliedern im Standerat ansonsten darin nicht vertreten sind. Dies war flr das
anstehende Amtsjahr der Fall fir die SVP-Fraktion, die Werner Salzmann (svp, BE) zur
Wahl vorschlug, der mit 43 Stimmen gewahlt wurde (3 leere Wahlzettel).

In einem Festakt wurde die neue Stédnderatspréasidentin zwei Tage nach ihrer Wahl in
Frauenfeld gefeiert. Es sei zwar der bisherige Hohepunkt ihrer politischen Karriere, sie
trete aber auch kurz vor dem Pensionsalter im Herbst noch einmal zu den
Standeratswahlen an, weil ihre Partei mit ihr die grossten Chancen sehe, gab die Mitte-
Politikerin, die als Gemeinderatin, Grossratin, von 2003 bis 2011 Nationalratin und
schliesslich ab 2011 Stédnderatin die sogenannte «Ochsentour» hinter sich gebracht
hatte, in einem Interview mit der Thurgauer Zeitung zu Protokoll. *

Parlamentsorganisation

Wie der Nationalrat musste auch der Standerat sein Geschéaftsreglement anpassen, um
ausserhalb des Bundeshauses tagen zu koénnen. Um die Hygiene- und
Sicherheitsmassnahmen im Rahmen der Coronavirus-Pandemie einhalten zu kénnen,
tagte auch der Standerat wahrend der ausserordentlichen Session Anfang Mai in den
Réumlichkeiten der BernExpo. Das Buro-SR schlug analog zum Nationalrat vor, dass
Vorstdsse, parlamentarische Initiativen und die Unterstitzung von Antrégen nicht mehr
schriftlich, sondern per E-Mail erfolgen sollen. Auf eine physische Verteilung von
Unterlagen solle verzichtet werden. Darlber hinaus war ein Votum vom Platz aus, wie
dies im Bundeshaus praktiziert wird, nicht moéglich. Auch die Standeratinnen und
Stdnderate mussten sich also fur ihre Voten an ein stets von Neuem zu desinfizierendes
Rednerpult begeben. Der Sprecher des Bliros, Alex Kuprecht (svp, SZ) begriindete dies
mit der VideoUlbertragung, die sehr kompliziert geworden wére, wenn die Voten vom
Platz aus hatten abgegeben werden sollen. Ebenfalls wie im Nationalrat war vorgesehen,
die Stimmabgabe mit dem elektronischen Ersatzsystem durchzufihren und die Stimme
jeweils vom Platz aus abzugeben - die Ersatzanlage war nicht fix mit dem Arbeitsplatz
verbunden und eine Abgabe der Stimme hétte darum auch anderswo geschehen
kénnen. Anders als der Nationalrat wollte das Buro-SR allerdings vorubergehend auf
eine Veroffentlichung der Abstimmungsdaten verzichten, weil eine Anzeigetafel, wie sie
im Stéanderat angebracht sei, fehle.

Die entsprechende vorubergehende Streichung von Absatz 2, Artikel 44a des
Geschaftsreglements weckte allerdings den Argwohn des Tagesanzeigers: «Stdnderate
wollen geheim abstimmen», titelte die Zeitung am Tag der Sessionseréffnung. Man wolle
«die geheime Stimmabgabe einflihren.» Schon bisher sei das Stimmverhalten in der
kleinen Kammer nur sehr muhsam eruierbar gewesen, weil die erhobenen Hande und
spater die Anzeigetafel fotografiert oder gefilmt werden mussten. In der Tat werden im
Sténderat seit 2014 normalerweise nur die Gesamt- und Schlussabstimmungen, nicht
aber die Detailabstimmungen namentlich verdffentlicht. Wenn aber die Resultate
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Uberhaupt nicht mehr veréffentlicht wirden, so sei dies ein Vorgang, den es seit 1848
noch nie gegeben habe. Der stdnderatliche Vorschlag, fur die Session in der BernExpo
auf jegliche Verdffentlichung zu verzichten, sei von der Offentlichkeit noch nicht
bemerkt, geschweige denn diskutiert worden.

In der Folge standen bei der Diskussion Uber die befristeten Anderungen des
Geschaftsreglements - das erste Geschéaft in der ausserordentlichen Session - zwei
Antrage im Zentrum. Das Buro hatte seinen eigenen Antrag auf Streichung der
Veroffentlichung in der Zwischenzeit zurlckgezogen, um diese beiden Vorschlage
diskutieren zu kénnen. Der Antrag von Werner Salzmann (svp, BE) sah vor, dass alle
Abstimmungen nachtraglich mittels Namenslisten verdffentlicht werden sollen, und
Daniel Jositsch (sp, ZH) beantragte, die Stimme durch Aufstehen abzugeben. Beide
berichteten, durch die Medien aufgeschreckt geworden zu sein, und gaben zu, sich
wohl im Vorfeld zu wenig genau mit dem vorliegenden Reglement auseinandergesetzt zu
haben. Der Sprecher des Biros, Alex Kuprecht (svp, SZ), legte freilich dar, dass sich der
Standerat mit der EinfUhrung der elektronischen Anlage im Bundeshaus ganz bewusst
dagegen verwahrt habe, auch die individuellen Entscheidungen in den
Detailabstimmungen namentlich auszuweisen. Es sei sinnvoll, dass dies im Nationalrat
geschehe, «wo sich primar die parteipolitischen Positionen in ausgepragter Form
gegenuberstehen». Dies sei aber in der kleinen Kammer nicht so, weshalb man nur die
Schluss- und Gesamtabstimmungen namentlich verdffentliche (es sei denn, die
Veroffentlichung werde von 10 Mitgliedern verlangt). An dieser Position habe sich im
Blro auch in erschwerten Verhéltnissen nichts gedndert - allerdings war zu dieser
Frage noch eine parlamentarische Initiative Minder (parteilos, SH; Pa.lv. 19.498) hangig,
Uber die der Rat in einer der folgenden Sessionen zu befinden haben wird.

Unter Namensaufruf - 10 Standeratsmitglieder hatten einen entsprechenden Antrag von
Werner Salzmann mitunterzeichnet - gab die kleine Kammer dem Vorschlag Jositschs
den Vorzug. 25 Mitglieder stimmten diesem zu, wéhrend 20 Mitglieder die
Veroffentlichung aller Namenslisten, wie von Werner Salzmann gefordert, bevorzugt
hatten. In der Schlussabstimmung standen dann 43 Sténderatsmitglieder fur die
Annahme des Entwurfs auf, wahrend sich ein Mitglied dagegen erhob (1 Enthaltung).

Die Ersatzanlage kam im Standerat damit also nicht zum Einsatz. Immerhin habe diese
fur beide Rate CHF 47'000 gekostet, doppelte der Tagesanzeiger nach. Wenigstens
hatten die Rate «nach einem mittleren Shitstorm>» kapituliert, so dass es dank der
Zeitung nicht vollstandig zu einer «eidgendssischen Blackbox» gekommen sei. *

Am Schluss einer kurzen Debatte folgte der Stdnderat in der Sommersession 2021
einem Ordnungsantrag von Daniel Féssler (mitte, Al) und wies die Motion von Jakob
Stark (svp, TG) wie auch die Motion von Werner Salzmann (svp, BE) der SPK-SR zur
Vorprifung zu. Die Motion Stark fordert einen besseren Einbezug des Parlaments bei
der Bekampfung zukiinftiger Pandemien und schlagt daflir eine Revision des
Epidemiengesetzes vor. Darin soll neu festgehalten werden, dass der Bundesrat dem
Parlament Notrechtsbeschllsse vorlegen muss. Bei kurzfristigen Beschltssen soll eine
Genehmigung nachtraglich eingeholt werden mussen; wenn immer maoglich soll aber
auch Notrecht dem Parlament nach einer kantonalen Vernehmlassung direkt
unterbreitet werden. Das Parlament werde im Epidemiengesetz mit keinem Wort
erwahnt. Dies und der Umstand, dass sich das Parlament zwar mit «der Bewaltigung der
massiven Folgen der Massnahmen zur Covid-Bekampfung» beschéaftigen musse, beim
Beschluss dieser Massnahmen aber nicht mitreden dirfe, misse behoben werden, so
Stark.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, auch weil sich die SPK-NR bereits
intensiv mit dem Thema des besseren Einbezugs des Parlaments in Krisen beschaftige
und dieser Arbeit nicht vorgegriffen werden solle.

Dies entschied Mitte August schliesslich auch die SPK-SR: Bevor sie die beiden
Motionen vorprifen werde, wolle sie die Arbeiten der Schwesterkommission
abwarten. °

Werner Salzmann (svp, BE) forderte mittels Motion, dass das Parlament bei der
Anordnung einer ausserordentlichen Lage gemass EpG einbezogen werden misse. Die
Covid-19-Krise zeige eindrucklich, dass die Folgen fur die Wirtschaft aber auch die
menschliche Psyche so gravierend seien, «dass das Parlament in der Pflicht steht, hier
Verantwortung zu Ubernehmen». Wenn die Dringlichkeit den unmittelbaren Einbezug
des Parlaments verunmaégliche, musse der Bundesrat nachtraglich legitimieren lassen,
wenn er eine ausserordentliche Lage anordne.
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Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er werde eine sorgfaltige
Evaluation vornehmen und sich Uberlegen, wie das Parlament in kiinftigen Krisen besser
einbezogen werden kénnte. Zudem sei auch die SPK-NR daran, solche Abklarungen
vorzunehmen. Mit einer Annahme der Motion wiirde diesen Arbeiten vorgegriffen.

Im Standerat kam es in der Sommersession erst zu einem angenommenen
Ordnungsantrag: Zusammen mit einer dhnlichen Motion von Jakob Stark (svp, TG) wurde
die Motion Salzmann der SPK-SR zur Vorprufung tUberwiesen. Diese gab dann im August
bekannt, dass sie die beiden Motionen erst behandle, wenn klar werde, was die SPK-NR
in dieser Sache plane. ©

Nachdem die grosse Kammer der parlamentarischen Initiative von Sidney Kamerzin
(mitte, VS) Folge gegeben hatte, musste sich das Blro-SR ein weiteres Mal lUber das
Anliegen fiir ein papierloses Parlament beugen. Zum zweiten Mal empfahl es den
Vorstoss zur Ablehnung. Die Moglichkeit, alle Unterlagen elektronisch zu erhalten,
bestehe bereits heute, wovon allerdings erst 29 Mitglieder des Nationalrats und 7 des
Standerats Gebrauch machten. Ein Grund fir diese geringe Anzahl seien die noch
bestehenden Nachteile. Dabei sei nicht nur an die «E-Mailflut» zu denken, sondern an
die Schwierigkeit, auf alle Unterlagen zugreifen zu kénnen, so der Bericht des Blros.
Dies sei erst ab 2023 mit «CuriaPlus» maoglich. Mit dieser sich im Aufbau befindlichen
Plattform seien alle Kommissions- und Ratsinformationen zu einem Geschaft zentral
erhaltlich, durchsuch- und bearbeitbar. CuriaPlus werde eine papierlose
parlamentarische Arbeit ohne Zusatzaufwand ermaoglichen.

In der sténderatlichen Ratsdebatte machte sich Ruedi Noser (fdp, ZH) fiur die
Unterstitzung des nationalratlichen Beschlusses und fur Folgegeben stark. Angelehnt
an die Argumente des BlUro-SR wirde er bei der Ausarbeitung der parlamentarischen
Initiative durch das Buro-NR empfehlen, dass nicht ein Verbot von Papier verlangt wird,
sondern dass das Prinzip «digital first» eingeflhrt werde. Anders als heute wirden die
Unterlagen also nicht automatisch in Papierform verteilt («Papier first»), sondern wer
dies wolle, misse Papier nachfragen. Zudem wiurde er empfehlen, die Initiative auf die
neue Legislatur hin umzusetzen, wenn auch die neue digitale Infrastruktur zur
Verfligung stehen werde. Zwar fand Noser in Hans Wicki (fdp, NW), Matthias Michel (fdp,
ZG) und Lisa Mazzone (gp, GE) Unterstltzung - alle drei brachten in ihren Voten zum
Ausdruck, mithelfen zu wollen, weniger Papier zu produzieren. Die Mehrheit des
Standerats wollte der Initiative aber mit 25 zu 15 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) keine
Folge geben. Hauptargumente - vorgebracht von Werner Salzmann (svp, BE) und Alex
Kuprecht (svp, SZ) - waren ebenfalls, dass CuriaPlus bereits im Entstehen sei und dass
eine raschere Umsetzung auch mit Folgegeben der Initiative wohl kaum méglich ware. ’

Mit 7 zu 5 Stimmen (1 Enthaltung) beantragte die SPK-SR die Motion von Werner
Salzmann (svp, BE) mit der Forderung, dass das Parlament bei der Anordnung einer
ausserordentlichen Lage gemidss EpG einbezogen werden muisse, abzulehnen. Sie
verwies in ihrem Bericht darauf, dass bereits eine Revision des Epidemiengesetzes in
Angriff genommen worden sei, in der die Frage nach der Rolle des Parlamentes
berlcksichtigt werde. Darlber hinaus wirden die Mitwirkungsrechte der
Bundesversammlung im Falle von Krisen auch im Rahmen zweier parlamentarischer
Initiativen (Pa.lv. 20.437 & Pa.lv. 20.438), denen zuvor Folge gegeben worden war, neu
geregelt.

In der Ratsdebatte in der Sommersession 2022, die nétig war, weil eine starke
Kommissionsminderheit fir Annahme der Motion pladierte, wurde gleichzeitig die
&hnliche Motion von Jakob Stark (svp, TG, Mo. 21.3033) fiir einen besseren Einbezug des
Parlaments bei der Bekampfung von Pandemien behandelt. Flir die SPK-SR erérterte
Andrea Caroni (fdp, AR) ein formelles und ein inhaltliches Argument, die gegen die
Motionen sprachen: Es gehe formell bei beiden Motionen nicht um die Revision des
EpG, sondern um die Rolle der Bundesversammlung in Krisen - dies sei aber bereits
Gegenstand einer laufenden Gesetzesrevision, womit die Vorstdsse eigentlich bereits
erfullt seien. Inhaltlich wirde die Motion Salzmann die parlamentarische Genehmigung
der Ausrufung der ausserordentlichen Lage durch den Bundesrat fordern. Der
Nationalrat habe aber Vorstésse und Antrédge zu solchen «Genehmigungspflichten»
bereits in grosser Zahl im Rahmen der Diskussionen um die Covid-19-Pandemie
abgelehnt. Das Parlament kénne nicht so rasch handeln wie die Exekutive, wéare deshalb
stets zu spat und kénne entsprechend kaum préaventiv entscheiden. In der auf den
parlamentarischen Initiativen beruhenden Revision des Parlamentsrechts werde
deshalb auf eine Beschleunigung der Behandlung von Motionen gepocht. «Fazit:», so
Caroni, «Die Reformen sind unterwegs», weshalb die Motionen unnétig seien.
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Werner Salzmann verteidigte seinen Vorstoss damit, dass sich im Parlament ein Geflhl
der Machtlosigkeit eingestellt habe, nachdem der Bundesrat die ausserordentliche Lage
gemass Epidemiengesetz ausgerufen habe. Natlrlich muisse der Bundesrat rasch
handeln kénnen und er habe laut dem Epidemiengesetz auch das Recht dazu, aber auch
eine nachtragliche Genehmigungspflicht hatte letztlich die Legitimitat des
bundesratlichen Entscheides erhoht.

Daniel Fassler (mitte, Al) unterstitzte die Minderheitenposition von Salzmann. Die
Pandemie habe gezeigt, wie weitreichend die Folgen sein kénnten, wenn der Bundesrat
die ausserordentliche Lage ausrufe. Dies sei vom Epidemiengesetz zwar so gewollt, es
sei aber zu kléren, ob dies auch weiterhin so sein solle oder ob es nicht besser wére,
auch das Parlament - wenn nétig - mit einer nachtraglichen Genehmigung mit in die
Verantwortung zu nehmen. Es sei wahrscheinlich, dass die laufenden Revisionen diese
Klarung vornehmen wuirden, die Ablehnung der Motion Salzmann wére aber ein falsches
Zeichen an den Bundesrat. Zudem musse die Frage des Einbezugs des Parlaments in
der Tat auch ganz spezifisch im Epidemiengesetz geregelt werden. Heidi Z'graggen
(mitte, UR) urteilte, dass das aktuelle Epidemiengesetz dem Bundesrat «zu viel
Machtfulle» verleihe. Diese sei im internationalen Vergleich sogar «einzigartig» gross:
Eine Studie zeige, dass die Schweiz gemass eines «Machtkonzentrationsindex» von 34
Landern an neunter Stelle liege - hinter acht osteuropaischen Staaten. Freilich habe
der bundesratliche Machtzuwachs auf gesetzlichen Grundlagen beruht und der
Bundesrat habe in der Pandemie auch gute Arbeit geleistet, trotzdem brauche gerade
ein solcher situativer Machtzuwachs Gegengewichte in der Legislative. Nur wenn das
Parlament eingebunden wurde, schaffe dies «zuhanden der Bevolkerung und der
Kantone die dringend notwendige Offentlichkeit und Legitimation», was mit der
Annahme der Motion Salzmann bekraftigt werden musse.

Gesundheitsminister Alain Berset erinnerte die kleine Kammer am Schluss der Debatte
in einem ziemlich ausfuhrlichen Votum daran, dass es fur den Bundesrat nicht einfach
oder gar angenehm gewesen sei, die Verantwortung zu Ubernehmen, als das Parlament
zu Beginn der Pandemie seine Arbeit eingestellt habe. Der Bundesrat habe sich aber
sogar in dieser Situation bemuht, mit dem Parlament via Kommissionen in Kontakt zu
bleiben. Hingegen hatten jene Leute, die den Bundesrat ob der zu grossen Machtfulle
kritisiert hatten, keine Verantwortung Ubernommen, als die ausserordentliche Lage
nicht mehr gegolten habe. Er halte zudem im Epidemiengesetz nicht den Artikel 7 zur
ausserordentlichen Lage fur zentral, auf den die Motion Salzmanns ziele, sondern den
Artikel 6 zur besonderen Lage, da diese wesentlich haufiger sei, und bei der die
Verantwortung des Parlaments ebenfalls geregelt werden misse. Schliesslich sei bei der
Schaffung des Epidemiengesetzes im Jahr 2012 nicht Uber die ausserordentliche Lage,
sondern Uber Impfungen diskutiert worden. Die Bedeutung bestimmter
Gesetzesbestimmungen zeige sich folglich erst, wenn sie in der Realitat angewendet
werden mussten. Es brauche aber, darin gehe der Bundesrat mit dem Parlament einig,
in Anbetracht der Erfahrungen der letzten Monate Revisionen. Diese seien mit einem
neuen Epidemiengesetz auf gutem Weg. Die Motionen seien inhaltlich zwar wichtig und
ihre Anliegen miussten einfliessen, daflr brauche es aber eben keinen weiteren
Gesetzesauftrag an den Bundesrat.

Dies sah auch die Mehrheit des Standerats so: Mit 26 zu 18 Stimmen (1 Enthaltung)
wurde die Motion Salzmann abgelehnt. Unterstltzung erhielt der Vorstoss vor allem aus
den Fraktionen der SVP und der Mitte. ®

Mit 7 zu 2 Stimmen (3 Enthaltungen) beantragte die SPK-SR im Mai 2022, die Motion von
Jakob Stark (svp, TG) abzulehnen, die einen besseren Einbezug des Parlaments bei der
Bekampfung zukiinftiger Pandemien forderte. Sie verwies in ihrem Bericht darauf, dass
die Mitwirkungsrechte der Bundesversammlung im Falle von Krisen auch im Rahmen
zweijer parlamentarischer Initiativen (Pa.lv. 20.437 & Pa.lv. 20.438), denen zuvor Folge
gegeben worden war, neu geregelt wirden. Das Anliegen Starks musse im Rahmen jener
Revision diskutiert werden. Allerdings habe der Nationalrat &hnliche Vorstdsse (z.B.
Pa.lv. 20.452) bereits als «nicht krisentauglich» abgelehnt - dies sei ein weiterer Grund
fur die Empfehlung, die Motion abzulehnen, so der Kommissionsbericht.

In der Ratsdebatte in der Sommersession 2022, die noétig war, weil die
Kommissionsminderheit fir Annahme der Motion pladierte, wurde gleichzeitig die
dhnliche Motion von Werner Salzmann (svp, BE; Mo. 21.3034) behandelt, die den
besseren Einbezug des Parlaments bei der Anordnung einer ausserordentlichen Lage
forderte. Fir die Mehrheit der SPK-SR erdrterte Andrea Caroni (fdp, AR) ein formelles
und ein inhaltliches Argument, die gegen die Motionen sprachen. Es gehe formell bei
beiden Motionen nicht um die Revision des Epidemiengesetzes (EpG), sondern um die
Rolle der Bundesversammlung in Krisen - dies sei aber bereits Gegenstand einer
laufenden Gesetzesrevision, womit die Vorstosse eigentlich bereits erfillt seien. Auch
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das EpG werde momentan revidiert. Inhaltlich wirde die Motion Stark die
parlamentarische Genehmigung von Notverordnungen des Bundesrats fordern. Der
Nationalrat habe Vorstésse und Antrédge zu solchen «Genehmigungspflichten» aber
bereits in grosser Zahl abgelehnt, weil das Parlament stets zu spat ware und nicht
praventiv entscheiden kénne. In der auf den parlamentarischen Initiativen beruhenden
Revision des Parlamentsrechts werde deshalb eher auf eine Beschleunigung der
Behandlung von Motionen gepocht. «Fazit», so Caroni, «[dlie Reformen sind
unterwegs», weshalb die Motionen unnétig seien. Jakob Stark verteidigte sein Anliegen
damit, dass die «unzureichende rechtliche Einbindung des Parlaments» wéahrend der
Pandemie «in staatspolitischer Hinsicht einen schwerwiegenden Mangel» dargestellt
habe. Es habe weder eine parlamentarische noch eine 6ffentliche Diskussion Uber die
Beschlisse des Bundesrats stattgefunden. Er habe mit Genugtuung zur Kenntnis
genommen, dass die Frage des Einbezugs des Parlaments in Krisensituationen in die
aktuellen Revisionen einfliesse. Damit aber wirklich eingehend diskutiert und
sichergestellt werde, dass das Parlament auch in Krisen das letzte Wort habe und nicht
«zum Vernehmlassungs- und Konsultationspartner des Bundesrates degradiert» werde,
wolle er an seiner Motion festhalten.

Gesundheitsminister Alain Berset erinnerte die kleine Kammer am Schluss der Debatte
in einem ziemlich ausfuhrlichen Votum daran, dass es fur den Bundesrat nicht einfach
oder gar angenehm gewesen sei, die Verantwortung zu Ubernehmen, als das Parlament
zu Beginn der Covid-19-Pandemie auf eigenen Wunsch hin seine Arbeit eingestellt
habe. Der Bundesrat habe sich aber sogar in dieser Situation bemuht, mit dem
Parlament via Kommissionen in Kontakt zu bleiben. Berset erinnerte daran, dass jene
Leute, die den Bundesrat ob der zu grossen Machtfllle kritisiert hatten, keine
Verantwortung Ubernommen hatten, als die ausserordentliche Lage dann nicht mehr
galt. Es brauche aber, darin gehe der Bundesrat mit dem Parlament einig, in Anbetracht
der Erfahrungen der letzten Monate Revisionen. Diese seien mit dem geplanten neuen
Epidemiengesetz auf gutem Weg. Die Motionen brauche es dazu aber nicht. Mit 35 zu 7
Stimmen (3 Enthaltungen) lehnte der Sté&nderat die Motion von Jakob Stark ab. Einzig
die Parteikollegen Starks unterstitzten dessen Vorstoss. Auch die Motion Salzmann
wurde abgelehnt. ?

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im Dezember 2020 legte die Schweizer Delegation bei der Parlamentarischen
Versammlung der NATO ihren Jahresbericht 2020 vor. Im Auftrag der
Bundesversammlung nimmt die Delegation an Tagungen der Versammlung, Seminaren
und Arbeitstreffen teil. Aufgrund der Covid-19-Pandemie fand die Frihjahrstagung der
NATO nicht statt, die weiteren Veranstaltungen wurden allesamt online durchgefuhrt.
Hauptthemen im Berichtsjahr waren die durch die Pandemie aufgedeckten
Sicherheitsrisiken, die Zukunft der NATO, der Einfluss Chinas auf die internationale
Machtordnung, die Spannungen zwischen Russland und dem Westen, die Sicherheit der
MENA-Region und des Westbalkans sowie neue technologische Entwicklungen im
Verteidigungsbereich. Die Schweizer Delegation nahm im Jahr 2020 nur an zwei
Anlassen - einem Webinar zur Krise in Bergkarabach und der Jahrestagung - teil, weil
sich die Daten von Seminaren und Ausschusssitzungen mehrfach mit den Sessionen
oder Kommissionssitzungen des Schweizer Parlaments Uberschnitten. Die Delegation
schloss den Bericht mit der Absicht, die bisherigen Kontakte weiterhin zu pflegen,
woflr sie sich vor allem auf die Vollversammlungen konzentrieren werde.

In der Herbstsession 2021 nahm der Nationalrat stillschweigend Kenntnis vom Bericht.
Im Standerat zog Werner Salzmann (svp, BE) im Namen der Delegation eine positive
Bilanz. Das Funktionieren der Versammlung habe trotz Pandemie gewéhrleistet werden
kénnen und sie bleibe im Bereich der Sicherheitspolitik weiterhin das wichtigste
parlamentarische Forum. Die dort behandelten Themen seien auch flr die Schweizer
Sicherheitspolitik von Bedeutung, schloss Salzmann seine Ausfihrungen mit Verweis auf
den vollstandigen Bericht. ™
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Landesverteidigung

Landesverteidigung

Dans son «message sur I'armée 2022, le Conseil fédéral fait part de plusieurs projets
d'arrétés fédéraux concernant la sécurité nationale. Ces derniers seront
prochainement au centre des débats au parlement. Il sera principalement question des
nouveaux avions de chasse que la Confédération souhaite acheter d'ici quelques
années, de 'acquisition du systeme de défense sol-air de longue portée - des missiles
sur base mobile - et de la gestion des avions de chasse que la Suisse a en sa possession
actuellement.

En effet, les quelques 55 avions de combat dont la Suisse dispose arrivent en fin de vie
et, d'ici 2030, ne pourront plus assurer une performance suffisante pour garantir la
protection de I'espace aérien et de la population. C'est pourquoi, en se basant sur la
volonté exprimée par la population le 27 septembre 2020, le Conseil fédéral demande
aux chambres fédérales d'accepter le crédit pour I'acquisition de 36 F-35A. Ce chiffre
est supérieur aux CHF 6 milliards votés en septembre 2020, car le calcul du budget se
référait & l'indice national des prix & la consommation (IPC) de janvier 2018. Une
rectification de ce chiffre a été effectuée en se basant sur les prévisions d'inflation
jusqu'en 2031. Ainsi, le crédit s'éleverait a CHF 6.035 milliards, placant les 36 F-35A
américains dans le budget accepté par le peuple (CHF 6.3 milliards d'apres le nouveau
taux d'inflation de référence). A ceci s'ajoutent les frais que représentent I'acquisition
d'un systéme de défense sol-air de longue portée Patriot (CHF 1.987 milliards), les frais
nécessaires a l|'adaptation des infrastructures qui accueilleront ces systémes de
défense (CHF 120 millions pour les avions et CHF 66 millions pour le systéeme Patriot),
divers crédits (CHF 695 millions) pour ['acquisition de matériel pour I'armée
(cyberdéfense, rénovation de centres d'instruction militaire et acquisition de mini-
drones) ainsi que les colts du programme immobilier du DDPS 2022 (CHF 349 millions).
Cela représente au total un crédit de CHF 9.3 milliards. Toutes les transactions entre
les Etats-Unis et la Suisse seraient calculées sur un taux de change de CHF 0.95 pour 1
dollar, ce qui n'a pas changé depuis la derniére communication du gouvernement.

La conseillere fédérale Viola Amherd, en charge du département de la défense, estime
que la Suisse tirerait un grand bénéfice de la possession d'un tel matériel militaire et
affirme que le choix du Conseil fédéral a été longuement réfléechi et est basé sur une
analyse conséquente des différents candidats. Le choix final se porte donc sur les
avions et le systéme sol-air de longue portée qui ont obtenu les meilleurs résultats en
termes de colts globaux (achat et utilisation), et de I'utilité globale que la Suisse aurait
de ce nouveau matériel. Le Conseil fédéral demande aussi la mise hors service de ses
25 F-5 Tiger, qui n'auraient aucune chance en cas de combat aérien face aux avions
étrangers, et le remplacement progressif de ses 30 F/A-18 Hornet par le nouvel
armement, que le budget évoqué précédemment prévoit.

Cependant, des oppositions de la gauche et des mouvements anti-armée, a qui I'on
doit l'initiative populaire «Stop F-35 A» - en récolte de signatures jusqu'au
01.03.2023 -, ont le vent en poupe. Les opposants souhaiteraient annuler la finalisation
de I'achat afin de rediscuter le choix du modele des futurs avions suisses. Pour eux, le
F-35A serait «hors de prix, inadapté, inutile et peu sGr». Amherd a laissé entendre dans
le journal Le Temps «qu'aucun contrat ne sera signé avant un échec de l'initiative». De
son coté, le président de la commission de la politique de sécurité (CPS-CE) Werner
Salzmann (udc, BE) a rappelé qu'une décision devenait pressante. En effet, pour un
déroulement optimal, le contrat avec les Etats-Unis devrait &tre signé au 31 mars 2023.
En raison du faible nombre de sessions programmées sous la coupole fédérale jusque-
la, un changement dans le calendrier fédéral a été accepté. Cette modification a pour
but de finaliser les discussions a ce sujet avant que la date fixée avec les USA ne soit
dépassée et d'ainsi éviter de recommencer les négociations de zéro. Pour faire simple,
|'échéance est trés proche, et pourrait devenir trop proche pour respecter le délai fixé
par le corps politique.

Apres avoir pris connaissance du message, la CPS-CE soutient I'achat des 35 nouveaux
avions de combat (11 voix contre 1), la signature du contrat avant la date limite (9 voix
contre 5) et la mise hors service des F-5 Tiger (7 voix contre 3). Quant au systéme
Patriot, il a été accepté & I'unanimité. La commission des finances du Conseil des Etats
(CDF-CE) se prononce également en faveur des crédits d'engagement. En conclusion, la
chambre haute est encouragée par ses commissions compétentes a accepter le projet
du Conseil fédéral. ™
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Avec la guerre en Ukraine, I'acquisition des F-35A et la hausse du budget militaire,
|'armée suisse est potentiellement proche d'un tournant et une question a brilé
beaucoup de levres: Est-ce que la suisse doit se rapprocher de 'OTAN? Au centre des
débats se tient la définition de la neutralité helvétique, qui pour beaucoup serait trés
maniable. Sur le site officiel de la Confédération, on peut lire: «La neutralité
permanente est un principe de la politique étrangére de la Suisse. Elle constitue un
élément générateur de paix et de sécurité en Europe et au-dela. Elle garantit
I'indépendance du pays et l'inviolabilité de son territoire. En vertu du droit de la
neutralité, la Suisse ne peut participer & une guerre opposant d’autres Etats».

Alors que certains affirment, a I'image de Christoph Blocher (udc, ZH) et Werner
Salzmann (udc, BE), qu'un rapprochement avec I'OTAN ne serait pas compatible avec la
neutralité helvétique, d'autres estiment qu'il y a encore de la marge de manceuvre.
Cette différence constitue le cceur de la controverse autour de la définition neutralité.
Depuis la signature de la «Convention concernant les lois et coutumes de la guerre sur
terre» en 1907, les conflits armés ont changé. D'aprés la NZZ, ils prennent aujourd'hui
aussi place dans les airs et dans la dimension cyber et franchissent, de ce fait, les
frontiéres sous une autre forme. Cela remet en question la définition de la neutralité,
forcée de s'adapter aux conditions du milieu dans lequel elle évolue. C'est pourquoi
plusieurs politicien.ne.s, venant notamment des partis bourgeois, se sont exprimés en
faveur d'un rapprochement entre la Confédération et I'OTAN, argumentant qu'une telle
collaboration serait possible sans que la Suisse ne devienne membre de I'organisation.
Afin d'appuyer cette position, les exemples de la Suéde et la Finlande ont largement été
évoqués. Ces deux pays ont cependant une politique de sécurité et une situation
géographique tres différentes de la Suisse. lls se situent en effet a la frontiére de la
Russie et ont construit une relation de confiance depuis de nombreuses années avec
I'OTAN en collaborant notamment lors d'exercices militaires.

Pour les adhérent.e.s a I'idée d'un rapprochement helvétique avec I'OTAN, dont les
mots ont été transcrits dans la NZZ, il faut admettre que la (petite) Suisse, dans un
conflit moderne, ne pourrait plus faire cavalier seul. Pour des raisons financieres et
techniques, elle pourrait, dans un cas extréme ou sa neutralité tomberait (invasion
directe du pays), avoir besoin de soutien. Cependant, les relations internationales
nécessaires pour une telle demande ne se développent pas en une nuit. Comme
Charles Juillard (centre, JU) I'a fait remarquer dans 24Heures, «il ne faut pas croire que
I"OTAN viendra nous défendre sans que nous n‘apportions rien de notre cété.» Pour lui,
tisser des liens nécessite de la préparation. En outre, le choix du F-35A pourrait jouer
en faveur de la Suisse si une collaboration plus rapprochée était convenue. En effet, la
plupart des pays membres ont aussi opté pour ce modéle de jet. Ce qui est toutefois
clair, c'est que la Suisse ne peut actuellement pas devenir membre de I'OTAN et rester
neutre en méme temps. Dans cette atmosphere de débats acharnés, Viola Amherd a
accordé une interview a 24Heures alors qu'elle venait de rencontrer le secrétaire
général de I'OTAN, Jens Stoltenberg. Le journal vaudois I'a interrogée sur l'image
internationale de la Suisse vis-a-vis de sa relation avec I'OTAN. Comme la Suisse est
entourée de pays membres de I'OTAN, est-ce qu'elle ne profite pas d'une protection
gratuite sans étre membre de I'organisation? Amherd a entiérement démenti cela. En se
basant sur son échange avec Stoltenberg, elle a précisé que ce dernier comprenait la
dilemme de la Suisse en raison de sa neutralité. De plus, la Suisse ne profite pas de sa
position selon elle, car la collaboration avec I'OTAN va au-dela du fait d'étre membre.
Les missions pour la paix au Kosovo en sont un exemple. Dans ce méme contexte,
Amherd a affirmé souhaiter entreprendre une collaboration plus étroite avec I'OTAN, ce
qui, suite a sa rencontre avec Jens Stoltenberg, semble étre compatible avec les
objectifs de I'organisation.

En conclusion, selon I'expert en sécurité de I'EPFZ Mauro Mantovani, le débat sur la
neutralité suisse ne doit en aucun cas étre sous-estimé car un changement de position
concernant la stratégie militaire helvétique, notamment souhaité par les partis
bourgeois, pourrait avoir d'importantes conséquences en cas de conflit. ?
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CHLOE MAGNIN

Militareinsatze

Le Conseil national a accepté de prolonger I'engagement de la Swisscoy dans les
Balkans jusqu'en 2023, par 105 voix contre 77 et 5 abstentions. L'augmentation du
contingent a 195 militaires dés avril 2021 a également été approuvée. Il pourra étre
renforcé avec 20 personnes pour une durée de quatre mois en cas de menace accrue;
50 personnes pourront étre mobilisées durant huit mois pour des taches de logistique
et de maintenance. Seuls I'UDC et les Verts ont manifesté leur opposition. L'UDC a
estimé que les soldats suisses n'ont pas a s'impliquer a I'étranger, en raison de la
neutralité de la Suisse. Les écologistes ont demandé le retrait des troupes d'ici fin 2020
et la réaffectation des fonds alloués a la mission pour des projets de nature civile. Leurs
propositions ont été balayées.

Au Conseil des Etats, les sénatrices et sénateurs ont évincé la proposition de la
minorité Salzmann visant a limiter le contingent a 165 militaires, par 29 voix contre 9 et 1
abstention. En vote d'ensemble, le projet a été accepté par 33 voix contre 6 et 2
abstentions. Il fut réprouvé par les écologistes romandes - Lisa Mazzone (verts, GE),
Adele Thorens Goumaz (verts,VD) et Céline Vara (verts,NE) -, ainsi que par Hansjorg
Knecht (udc, AG), Werner Salzmann (udc, BE) et Thomas Minder (sans parti, SH).

Militarorganisation

Aprés avoir été soumis a délibération en février 2022, le message sur I'armée 2022 a
fait son passage devant le Conseil des Etats lors de la session d'été. A ce stade des
délibérations, le sujet de politique de sécurité brllant a de nouveau fait chauffer les
micros et la question reste entiére: qu'adviendra-t-il des F-35A ¢

Lors de sa prise de parole au Conseil des Etats, Werner Salzmann (udc, BE) a rappelé
que la situation européenne actuelle pousse vers une acquisition d'avions de combat
plus pressante qu'auparavant. C'est pourquoi il a premierement évoqué le changement
de nom de l'acte législatif 4 avant de poursuivre sur le pourquoi du comment de
|'acquisition des F-35A. En effet, au fil des propositions, presque dix ans se sont
écoulés et le Bernois a tenté de convaincre ses collégues d'accepter les modifications
portées a l'arrété fédéral avec un discours teinté par la situation en Ukraine. Apres avoir
& nouveau cité tous les avantages des F-35A devant le Conseil des Etats, il a continué
avec ceux du systéme de défense sol-air de longue portée Patriot. Il a mis I'accent sur la
nécessité d'acquérir de nouveaux moyens de défense et a présenté ces deux systémes
comme étant les meilleures options pour la Suisse.

En réponse a son intervention, Céline Vara (vert.e.s, NE) a rappelé qu'une initiative
populaire était en chemin pour stopper cet achat qui «coUlterait trop cher». Elle a
appuyé ce point de vue en évoquant différents éléments qui risquent de s'ajouter a la
facture de l'achat des avions. Elle a notamment cité la mise & niveau du systéeme
informatique militaire suisse, la future correction des défauts des avions, qui, comme
annoncé par les Etats-Unis, nécessitera la collaboration financiére des pays possédant
des F-35A, ou encore le prix du kérosene qui risque d'augmenter. Pour Vara, la priorité
budgétaire ne devrait pas étre mise dans I'achat d'avions de combat mais dans la lutte
contre le réchauffement climatique qui, selon elle, représente la menace la plus grave
et la plus colteuse. La Neuchételoise a proposé d'attendre que le peuple se prononce a
nouveau, afin de protéger le processus démocratique, avant d'articuler une décision
définitive sur les avions. Comme les signatures nécessaires ont été récoltées, ceci
pourrait se faire avant mars 2023, permettant ensuite de réenvisager I'achat des avions
américains, et pourquoi pas, selon elle, de revenir vers les avions européens, moins
colteux. Pour ce faire, elle a appelé a ne pas entrer en matiére sur l'arrété fédéral.

Dans son intervention, la conseillére fédérale Viola Amherd a mis en avant son soutien
concernant 'achat des F-35A ainsi que la prise de décision démocratique a tous les
instants du processus, qui n'aurait pas nécessité de passage devant le peuple, si un
référendum facultatif n'avait pas été initié. Concernant les accords en cours, elle a
rappelé que les prix sont fixes jusqu'en mars 2023. Apres ce délai, ils sont a renégocier
et, dans les conditions actuelles (le retour de I'inflation et la demande qui augmente), il
y a un risque trés important qu'ils augmentent. La conseillere fédérale a fini son
intervention en évoquant le probléme des délais si le contrat n'est pas signé d'ici mars
2023 et a demandé l'accord des deux chambres sur I'arrété fédéral pour aller de
|'avant. «Wir wollen, dass es vorwartsgeht!» s'est-elle exprimée.

Les sénateurs et sénatrices ont entendu l'appel a l'action et ont accepté I'arrété
fédéral a 31 contre 12 voix. *
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La premiere partie du rapport qui traite des réflexions du Conseil fédéral en ce qui
concerne le développement de I'armée et du service de protection civile sur le court
terme a été présentée au Conseil des Etats en méme temps que la deuxiéme partie de
ce rapport. Dans son discours a ce sujet, Werner Salzmann (udc, BE) s'est exprimé sur
|'urgence de traiter de I'approvisionnement de la protection civile. Pour ce faire, il est
question dans un premier temps de rapprocher le service civil et la protection civile
dans les cantons ou la situation est devenue critique. Ceci signifie que les civilistes
seraient assignés dans les cantons dans le rouge afin d'effectuer une partie de leur
service sous forme de soutien a la protection civile. Puis, a moyen terme, la technique
pourrait étre perfectionnée et les civilistes seraient affectés en fonction de leur lieu de
domicile. Pour optimiser cette entente, une collaboration aigué entre les différents
acteurs concernés serait nécessaire. Parmi ceux-ci se trouvent notamment les sapeurs-
pompiers, les affaires militaires et la protection civile. Par cette union du service civil et
de la protection civile, I'impact sur le court terme pourrait étre réduit avant de prendre
des mesures sur le plus long terme, ce que la seconde partie du rapport définit.

Quant a I'armée, son alimentation est moins urgente. Contrairement & la protection
civile, qui est déja dans une situation difficile, I'armée devrait réussir a étre alimentée
de maniere suffisante jusqu'en 2028. Cependant, il est tout de méme nécessaire de
revoir son alimentation. Dans le rapport, il est notamment question de la journée
d'orientation obligatoire pour les femmes. Cette mesure a été envisagée avec
beaucoup d'enthousiasme par certain.e.s élu.e.s. Le Conseil des Etats a donc pris
connaissance de la situation et sera averti par le Conseil fédéral quand les décisions
auront pris une tournure plus concréte.

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Konjunkturlage- und politik

Le sénateur Werner Salzmann (udc, BE) a déposé une motion qui vise la prolongation
des indemnisations des indépendants touchés par les mesures liées au Covid-19.
Cette motion est identique a la motion 20.3825 déposée par I'ensemble du Groupe
UDC au Conseil national. Pour étre précis, le sénateur considere que tant que des
mesures imposées par le Conseil fedéral restreignent les activités d'indépendants, ils
doivent pouvoir bénéficier de I'allocation perte de gain (APG) ou de I'indemnité pour
réduction de I'horaire de travail (RHT).

Le Conseil fédéral s’est opposé a la motion. D’abord, il a précisé que les indépendants
touchés par les mesures ont continué de bénéficier des allocation perte de gains tant
que des mesures du Conseil fédéral étaient en place. Ensuite, il a précisé que I'accés au
RHT avait pour objectif d"éviter des licenciements a court terme, or les indépendants et
les personnes ayant une position assimilable a un employeur ne sont pas les premieres
concernées par des licenciements a court terme. Finalement, il a rappelé que
I"Ordonnance sur les pertes de gains Covid-19 a été adaptée pour prendre en compte la
suppression de la plupart des événements en Suisse. Lors du vote au Conseil des Etats,
la motion a été rejetée par 20 voix contre 14 et 9 abstentions, sans débat. Le Conseil
des Etats semble donc prendre une direction inverse du Conseil national qui &, quant a
lui, adopté la motion 20.3825. ™

Offentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Klarheit bezlglich der Abzahlung der Corona-bedingten ausserordentlichen
Leistungen - unter Beibehaltung der Schuldenbremse - sowie beziiglich der Folgen
der Pandemie fiir die Sozialwerke verlangten Marcel Dettling (svp, SZ; Mo. 20.3392) und
Werner Salzmann (svp, BE; Mo. 20.3414) im Mai 2020 in zwei gleichlautenden Motionen.
So sollte der Bundesrat eine Losung zur Behebung des Defizits auf dem
Amortisationskonto in der Hohe von CHF 40 Mrd. innert sechs bis acht Jahren, zu den
jahrlichen Steuerausfallen von CHF 5 Mrd. und zu den Problemen fur die AHV und die
Pensionskassen prasentieren. Der Bundesrat empfahl die Motionen zur Ablehnung.
Einen Abbau des Defizits auf dem Amortisationskonto innert sechs Jahren, wie es das
FHG vorsieht, lehnte die Regierung ab; damit wirde der Finanzhaushalt zu stark unter
Druck gesetzt und die konjunkturelle Erholung geféhrdet. Bezlglich der Probleme fur
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die Sozialwerke verwies der Bundesrat auf die neuen Finanzperspektiven von AHV, IV
und EO vom Juli 2020.

In der Standeratsdebatte zur Motion Salzmann in der Herbstsession 2020 konnte
Bundesrat Maurer zumindest teilweise Entwarnung geben - die Corona-bedingten
Ausgaben betrugen bisher nicht CHF 40 Mrd., sondern «nur noch» CHF 20 Mrd. «Aber
20 Milliarden Franken sind eben immer noch sehr, sehr, sehr viel Geld», betonte der
Finanzminister. Obwohl man die grundsatzliche Stossrichtung der Motionen teile,
konne man nicht samtliche Fragen zur Schuldenproblematik in einem Gesamtpaket
beantworten, sondern misse sie jeweils einzeln angehen. Mit 23 zu 16 Stimmen sprach
sich der Standerat gegen eine Annahme der Motion Salzmann aus. Dasselbe Ergebnis
verzeichnete die Motion Dettling in der Frihjahrssession 2022: Der Nationalrat lehnte
sie mit 138 zu 53 Stimmen ab. Unterstlitzung fand sie nur bei der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion. In der Zwischenzeit sei die «Motion von der Entwicklung der
letzten zwei Jahre Uberholt worden», betonte Bundesrat Maurer und verwies dabei auf
den Entwurf zur Revision des FHG. "
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